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Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit Schreiben vom 03.09.2018 haben Sie unseren Verband um Stellungnahme im 
oben genannten Gesetzgebungsverfahren gebeten. Gern nehmen wir dies wahr 
und übermitteln anbei die Stellungnahme des VKS — Verband der Kali- und Salzin-
dustrie e.V. 

Wir haben uns als Rohstoffverband bereits mehrfach zu dem Vorhaben der Lan-
desregierung positioniert, unter anderem mit einem gemeinsamen Verbändebrief 
an den Ministerpräsidenten am 27.02.2018. Zudem fand ein Gespräch im Thüringer 
Ministerium für Umwelt, Energie und Naturschutz unter Leitung von Staatssekretär 
Möller statt. Bei diesen Gelegenheiten, haben wir uns mit anderen Thüringer Wirt-
schaftsverbänden für den Erhalt des Landesbergamtes in seiner jetzigen Form 
ausgesprochen. Die Notwendigkeit für eine Veränderung dieser bewährten Struktur 
erschließt sich bisher für uns nicht, insbesondere weil die angeführten Argumente, 
z. B. demografischer Wandel und vermeintliche Vorteile einer veränderten Behör-
denorganisation, nicht konkretisiert werden konnten.  

!!!1,1,1!,11,1,181,121 
BÜRO BERLIN Reinhardtstraße 18A • 10117 Berlin  
Tel.  +49(0)30.8 47 10 69.0 • Fax +49 (0)30.8 47 10 69.21 • E-Mail: info.berlin@vks-kalisalz.de  • www.vks-kalisalz.de  
BÜRO BRÜSSEL  Rue  Marie de Bourpgne 58 • B-1000  Bruxelles 
Tel.  +3222908985 • Fax +3222908974 • E-Mail: info.hruessel@vks-kalisalz,de  • www,vks-kalisalz.de  

II 1111 II 1111 II 

Seifert
HuFA

Seifert
Zuschrift zu Drucksache



HEN 
NE,  

2 
Verband der Kali- und Salzindustrie e.V. 

Wir würden uns freuen, wenn unsere Positionen aufgegriffen würden. Für Fragen 
steht Ihnen der Unterzeichner gern zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

VKS — Verband der Kali- und Salzindustrie e.V. 

C.  
Christoph Wehner 
Hauptgeschäftsführer 

Anlage: Stellungnahme 



Stellungnahme zum Thüringer Verwaltungsreformgesetz 2018 

Anhörungsverfahren des Thüringer Landtags, Haushalts- und Finanzausschuss, 

Drucksache 6/5829, Gesetzentwurf der Landesregierung 

Der VKS — Verband der Kali- und Salzindustrie a V. vertritt die Interessen der deut-

schen Rohstoffwirtschaft mit ihren mineralischen Rohstoffen Kali und Salz. Die deut-

sche Kali- und Salzindustrie trägt erheblich zur sicheren Versorgung mit diesen Roh-

stoffen aus heimischen Quellen bei. In der Branche arbeiten bundesweit insgesamt 

rund 12.000 Beschäftigte in 14 Bergwerken und fünf Salinen — ein nennenswerter An-

teil davon ist in Thüringen beheimatet bzw. tangiert Bürger des Freistaates Thüringen. 
Aus bergmännisch gewonnenen Rohsalzen werden Düngemittel und Vorprodukte für 

technische und industrielle Anwendungen hergestellt sowie Steinsalz gewonnen. Zu-

dem werden u.a. Forschungs-, Verwahrungs-, Versatzaktivitäten, untertägige Deponie-

rung sowie Erlebnisbergwerke betrieben. 

Wir möchten uns als Branchenverband zu einem speziellen, allerdings sehr wichtigen 

Detail der geplanten Verwaltungsreform äußern: Der Gesetzentwurf sieht die Auflö-
sung des Thüringer Landesbergamtes (TLBA) vor. Die dort bisher wahrgenommenen 

Aufgaben sollen nunmehr vom teilweise neu geschaffenen Thüringer Landesamt für 

Umwelt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN) - in Form einer „Großbehörde" - wahrge-

nommen werden. 

Dazu heißt es auf Seite 5 des Gesetzentwurfs: 

Die Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geologie wird von einer naturwissenschaftlich-

technischen Einrichtung zur oberen Landesbehörde für die Bereiche Umwelt, Wasserwirtschaft, 

Bergbau, Strahlenschutz, Chemikaliensicherheit, lmmissionsschutz, Bodenschutz, Abfallwirtschaft, 

Energie, Naturschutz und Landschaftspflege sowie Gentechnik in "Thüringer Landesamt für Umwelt, 

Bergbau und Naturschutz" (TLUBN) umbenannt. Das Thüringer Landesbergamt wird aufgelöst. Sei-

ne Aufgaben werden auf das TLUBN übertragen. Die bislang im Thüringer Landesverwaltungsamt 

wahrgenommenen Vollzugsaufgaben aus den Bereichen Umwelt, Wasserwirtschaft, Bergbau, Strah-

lenschutz, Chemikaliensicherheit, lmmission sschutz, Bodenschutz, Abfallwirtschaft, Energie, Natur-

schutz und Landschaftspflege sowie Gentechnik gehen auf das Landesamt über. 
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Entsprechend wird in Artikel 8 des Gesetzes die Neustrukturierung geregelt: 

Artikel 8 
Thüringer Gesetz zur Neustrukturierung von Behörden 
im Bereich der Umweltverwaltung (ThürNeustrUmwBG) 

§ 1 

(1) Das Thüringer Landesbergamt wird aufgelöst. 

(2) Die Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geologie wird umbenannt in Thüringer Landesamt 
für Umwelt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN). 

Wir setzten uns gemeinsam mit unseren Mitgliedsunternehmen in Thüringen für den 

Erhalt des TLBA als eigenständige Behörde ein. Im Zuge einer Veränderung der Zu-

ständigkeiten, wie im vorliegenden Gesetzentwurf vorgesehen, regen wir an, dieses 

dem Wirtschaftsministerium zu unterstellen. 

Die Erfahrungen der Branche mit einem eigenständigen Landesbergamt sind im Hin-
blick auf Sachnähe., Effizienz, Qualifikation der Mitarbeiter und sachgerechte Entschei-

dungen sehr positiv. Dies gilt im Speziellen für Thüringen, aber auch generell für die 

Struktur von Landesverwaltungen in anderen Bundesländern. Eine gewisse Sonder-

stellung der Bergverwaltung ist nicht nur ein historisches Überbleibsel, sondern wird an 

zentraler Stelle, wie etwa der Rohstoffstrategie der Bundesregierung oder der Rohstoff-
initiative der Europäischen Kommission dargestellt. Thüringen hat als Bergbauland 

damit Erfahrung und Perspektive gleichermaßen aufzuweisen. 

Das Thüringer Landesbergamt als eigenständige Vollzugs- und Genehmigungsbehör-
de mit klarem Wirtschaftsbezug würde mit einer Umwelt- und Naturschutzbehörde zu-

sammengeführt werden, deren Aufgabenprofil ein völlig anderes ist. Die von uns ge-

schätzte Fachkompetenz, so steht zu befürchten, würde innerhalb einer so großen 

Behörde mit viel breiteren Kompetenzen verwässert. So sind beispielsweise die hoch 
komplexen bergrechtlichen Planfeststellungsverfahren derzeit im TLBA in Gera kon-

zentriert. Wir haben Sorge, dass gerade solche spezialgesetzlichen Verfahren - die 

einen besonders langen Planungs- aber auch Genehmigungszeitraum aufweisen - 

künftig nicht mehr von besonders geschulten und erfahrenen Fachleuten der Bergver-
waltung bearbeitet werden. 

Wir befürchten zudem, dass im Bereich Bergbau und Rohstoffgewinnung ausgebilde-

tes Personal nicht gehalten werden kann. Die entsprechenden Abläufe in einer großen 
Behörde werden voraussichtlich eher nach Generalisten verlangen. Dies wird sich 

dann künftig auf die Einstellung geeigneter Nachwuchskräfte auswirken, was auch ne-

gative Folgen für den Bergbaustandort Thüringen haben dürfte. In Bundesländern, die 

vergleichbare Strukturen wie die hier geplante errichtet haben, stellen wir häufig einen 
Verlust an Fachkompetenz (z.B. bergmännisches und geologisches Fachwissen) fest. 
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Als Leitlinien spricht der Gesetzentwurf von der grundsätzlichen Zweistufigkeit der 

Landesverwaltung einerseits und der Einräumigkeit der Verwaltung andererseits. Nicht 

zuletzt nach der Reform unter anderem des TLBA im Jahre 2002 sind diese Ziele aus 
unserer Sicht in diesem Bereich bereits erfüllt. Es besteht eine leistungsfähige Behörde 

mit schlanken Verwaltungsstrukturen, die Genehmigungs-, Aufsichts- und Bündelungs-

funktion für Vorhaben unserer Industrie wahrnimmt. Damit steht das TLBA im Einklang 

mit den im vorliegenden Gesetz geforderten Prinzipien. Auch andere Bundesländer, 
etwa Sachsen-Anhalt, Sachsen oder Brandenburg, haben nach Verwaltungsreformen 

eigenständige Bergämter bzw. Landesämter für Bergbau und Geologie erhalten. 

Die Begründung des Gesetzes verweist recht pauschal an verschiedenen Stellen 

(bspw. Seite 1 oben, Seite 11 oberer Kasten) auf die Aspekte beziehungsweis Prob-

lemstellungen demografischer Wandel und Kosteneffizienz. Weder in der Begründung 

noch in den uns bekannten Erörterungsterminen wurde dies aus unserer Sicht argu-
mentativ auch nur annährend ausreichend untersetzt. Falls damit (wie etwa auf Seite 

11 angedeutet) das altersbedingte Ausscheiden von Personal in den Verwaltungen 

gemeint sein soll, sollte vielmehr um gut ausgebildete Fachkräfte geworben werden, 

um Know-how in der Behörde zu erhalten. 

Wir könnten uns als zukunftsfähige Struktur sehr gut vorstellen, dass im Rahmen einer 

Verwaltungsreform ein eigenständiges Landesbergamt erhalten und dem Thüringer 
Wirtschaftsministerium in einem Referat "Rohstoffe und Bergbau" unterstellt wird. 

Berlin, 9. Oktober 2018 
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